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3. TEIL 

Büsingen von 1723 bis 1815 (Wiener Kongreß) 

Die weiteren Bemühungen Schaffhausens um die Landeshoheit 

über Büsingen') 

Von Ottobert L. Brintzinger, Eßlingen 

1. 

Der Streit zwischen der Stadt Schaffhausen, die mittlerweile ein starkes Glied des 

eidgenössischen Bundes geworden war, und der vorderösterreichischen Regierung 
um die Landeshoheit über Büsingen nahm eine neue Wendung, als die Familie Im 

Thurn es nach dem Tode des Kaisers Josef I. im Jahre 1711 unterließ, das Lehen 

neu anzufordern. Es wird kaum mehr festzustellen sein, ob in dieser Unterlassung 
der Lehensanforderung von der jungen Nachfolgerin des Kaisers Josef I. in den habs- 
burgisch-österreichischen Erblanden, seiner Tochter Maria Theresia, eine politische 
Stellungnahme gegen die Nachfolge der jungen Herrscherin in den österreichischen 
Landen lag, ob der heimliche Wunsch bestand, in den nun eintretenden Erbfolge- 
kämpfen ohne größere Schwierigkeiten zu einer Lösung der Büsinger Frage im 
Sinne Schaffhausens zu kommen, oder ob es einfach menschliches Versagen der 
Familie Im Thurn war. Jedenfalls bot diese Unterlassung eine bequeme Handhabe 
für Osterreich, den Lehensfälligkeitsprozess gegen die Im Thurn einzuleiten. Es 
war nicht schwer für den Lehensprokurator, die Verwirkung des Lehens nachzu- 
weisen. Sind einzelne Streitigkeiten zwischen Österreich und der Familie Im Thurn 
in ihrer wahren Rechtslage auch nicht zu klären, so war doch unverkennbar, daß in 
die Dorföffnung von Büsingen Bestimmungen aufgenommen waren, die 
gegen die Rechte des Inhabers der Landeshoheit verstießen. Österreich forderte 
1716 von den Im Thurn bei Strafe des Lehensverlustes 4000 fl. wegen Unterlassung 
der Lehensanforderung; aber obschon die Im Thurn nicht zahlten, sondern nur 
vorbrachten, es sei ihnen nicht eingefallen, die Lehensherrlichkeit zu kränken, sie 

wollten nur ihre eigenen althergebrachten Gerechtsamen handhaben, wurde die 
Lehensfälligkeit nicht ausgesprochen. Mit der ‘Aufnahme der Verhandlungen mit 
Schaffhausen um den Reiath im Jahre 1717 2) ruhte der Lehensprozeß vorerst. 

Im Jahre 1726 erwarb dann Österreich käuflich die Anteile Eberhard Apostats ?) 
in Büsingen, ohne allerdings zu bedenken, daß dieser Verkauf gegen die Familien- 
statuten von 1641 ?) verstieß, nach denen Büsingen im Gesamtbesitz der Familie 

1) Der folgende Beitrag ist die Fortsetzung meiner Aufsätze „Büsingen bis zur Vogtei 
der Schaffhauser Familie ImThurn (1535) in Hegau Heft 2 (4) 1957 und „Büsingen 
von 1535 bis zum sogenannten Reiather Jurisdiktionskauf 1723” in Hegau Heft 1 (5) 
1958. Diese Beiträge und eine Reihe weiterer Aufsätze stellen Studien zu einer zur 
Zeit in Arbeit befindlichen historischen Dissertation über die Büsinger Lebensverhält- 
nisse dar. Kritik, Anregungen und Ergänzungen sind dem Verfasser sehr willkommen. 

2) Vgl. Hegau 1 (5) 1958 S. 42 
3) über Eberhard Apostat Im Thurn vgl. Hegau 1 (5) 1958 S. 41 
#) vgl. Hegau 1 (5) 1958 S. 39 5 
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Im Thurn war und nur die Ausübung der Gerichtsbarkeit von Jahr zu Jahr in den 

einzelnen Stämmen wechselte. Der Kauf erlangte deshalb auch keine Rechtsgültig- 

keit ?), da die Zustimmung der Familie natürlich nicht zu erlangen war. Der er- 

wähnte Kaufversuch liegt im allgemeinen Zuge der vorderösterreichischen Politik. 

Seit dem um 1705 in Zeiten der Geldverlegenheit entstandenen Gedanken, die 

Landgrafschaft Nellenburg zu verpfänden oder zu verpachten, beschäftigte man sich 

sehr eingehend mit der Bedeutung des österreichischen Besitzes zwischen Konstanz 

und Schaffhausen. Sind auch die Auslassungen, in Büsingen die katholische Religion 

wieder einzuführen, angesichts der politischen Verhälnisse im Reich und in der 

Eidgenossenschaft ins Reich der Träume zu verweisen 6), so zeigen andere Äußerun- 

gen, wie der Plan eines Rheinzolles oder einer Poststation in Büsingen, deutlich eine 

Spitze gegen Schaffhausen, dem man mit Büsingen „eine starke Brille vor die Nase 

binden“ wollte ”). 

Der konfessionelle Hader zwischen den Gliedern der Familie Im Thurn gab Oster- 
reich auch die Möglichkeit, seine seit Jahrhunderten ruhenden Rechte wieder wahr- 

zunehmen. 1727 ordnete Eberhard Im Thurn eine Musterung unter Zuziehung des 
österreichischen Leutnants in Singen an. Die Büsinger, von Schaffhausen beeinflußt, 
baten um Abstellung und die Erlaubnis, die Musterung durch ihren Wachtmeister 
und den Altförster, der lange im kaiserlichen Heere gedient habe, in Büsingen vor- 
nehmen zu lassen. Das Oberamt in Stockach lehnte das Begehren ab, da Österreich 
eine allgemeine Musterung angeordnet habe, von der auch in Büsingen keine Aus- 
nahme gemacht werden könne ®). 

Der Lehensprozefß ging 1731 weiter. Der österreichische Fiskal suchte ihn auf dem 
Vergleichsweg zu beenden. Die Im Thurn sollten auf das ius armorum, homagii, 
collectationis, teleonii und einige andere Gerechtsamen verzichten, für die Ver- 
gangenheit zur Strafe 3000 fl. zahlen und das Zugrecht zum Landgericht in Stockach 
anerkennen. Unter wohlwollender Unterstützung Schaffhausens konnten die Im 
Thurn die Sache hinausziehen, indem sie behaupteten, irgendein Familienmitglied, 
dessen Zustimmung zu dem Vergleiche erforderlich war, befände sich in der weiten 
Welt ?). 

1766 — mehr als 50 Jahre nach dem Tode Josef I. — fand man endlich in dem 

leidigen Lehensprozeß eine Formel, in der die beiderseitigen Rechte abgegrenzt 
wurden. Aber noch 1769 war die Zustimmung der höchsten österreichischen Stellen 
zu diesem Abkommen nicht erfolgt. Die Im Thurn zahlten endlich im Jahre 1778 1000 

fl. für die in der Vergangenheit unterlassene Lehenmutung, erkannten die Landes- 
hoheit (superioritas territorialis) Österreichs %) an und versprachen, sich mit der 
Niedergerichtsbarkeit zu begnügen. 

5) vgl. Hegau 1 (5) 1958.85. 39 Anm. 4 
#) vgl. Hegau 1 (5) 1948 S. 42 
°) Zitat nach Baier, Geschichte der Rechtsverhältnisse von Büsingen, maschinengeschrie- 

benes Manuskript im Badischen Generallandesarchiv, Abt. 233, Zugang 1951 Nr. 17, 
Conv. 99. Fasc. 5, S. 131 

°) Baier aaO S. 133/134 
9) Baier aaO S. 135 

10) also nicht der Landgrafschaft Nellenburg! Im übrigen gab es kein Reichs-Obereigen- 
tum an lehenbarem Gut; Büsingen muß deshalb zum österreichischen Hausgut ge- 
zählt werden. (vgl. auch die Ansichten von Freiherr von Reck, Die badischen Domänen 
zur Reichszeit, handschriftliches Manuskript, ohne Jahresangabe, in Akten des Badi- 
schen Generallandesarchiv, Abt. 237, Fasz. 11450, passim) 
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Diese Vorbehalte wurden dann auch ausdrücklich in den Lehensbrief vom 22. Au- 

gust 1793 aufgenommen, der — nachdem durch Nachlässigkeit irgend einer Amts- 

stelle ein Gesuch der Im Thurn um Belehnung nicht beschieden worden war — mit 

der neuen Belehnung den langdauernden Lehensstreit beschloß ''). 

I. 

Die Schaffhauser Bemühungen, die Hoheit über Büsingen zu erlangen, ruhten in- 

dessen nicht. Schaffhausen trat 1736 mit einem erneuten Kaufantrag an den kaiser- 

lichen Botschafter in Bern heran. Österreich erwog auch, ob sich ein Verkauf oder 

Tausch nicht empfehle. Seit dem Verkauf des Reiath hatten die nach Schaffhausen 

bestimmten Güter aus dem süddeutschen Raum die österreichische Zollstätte zu Lip- 

tingen gemieden und den Weg über den Hohen Randen und durch das Merishauser 

Tal gewählt. Man erwog also einen Tausch gegen die (damals noch schaffhausische) 
Gemeinde Epfenhofen oder wollte sich wenigstens eine Zollstätte in Epfenhofen 
sichern. Trotzdem lehnte man dann 1739 aus den bekannten Gründen ab. Man 
glaubte, auf Büsingen nicht verzichten zu können. 

Zwei Jahre später schon bot sich für Schaffhausen eine Möglichkeit, Büsingen zu 
erwerben. Mitten in den Nöten des ersten schlesischen Krieges und des österrei- 
chischen Erbfolgekrieges gab Maria Theresia am 31. August 1741 die Genehmigung, 
Büsingen als feudum francum an Schaffhausen zu verkaufen. Man verlangte aller- 
dings, um die erschöpften Kassen Österreichs wieder aufzufüllen, die große Summe 
von 100 000 fl., hätte sich aber auch mit weniger und einem Austausch gegen den 
schaffhausischen Ort Reute bei Stockach und den Hof Braunenberg, gegen die Juris- 
diktion oder wenigstens eine Zollstätte in Epfenhofen begnügt. Schaffhausen aber 
trug angesichts der politischen Lage damals erhebliche Bedenken, verlangte zu- 
mindest.eine Sicherstellung des Geldes für den Fall, daß es nicht in den Genuß der 
ihm aus einem solchen Vertrag zustehenden Rechte sollte kommen können. Maria 
Theresia fand ein solches Ansinnen „unanständig” und Schaffhausen brach im Hin- 
blick auf die „mißlichen Conjuncturen“ am 24.Oktober 1741 die Verhandlungen ab. 

In Schaffhausen bereute man dieses Verhalten später sehr. Als Österreich 1770 
seine landgräflichen Rechte über die rechtsrheinischen Dörfer Ramsen und Dörf- 
lingen nach höchst umständlichen Verhandlungen an Zürich verkaufte 12), von dem 
diese Orte erst 1798 an Schaffhausen kamen, wurde Büsingen zur Enklave 1?) im 
eidgenössischen Gebiet. Bisher hatte es ja über die Gemarkung Dörflingen mit dem 
österreichisch-nellenburgischen Gebiet Verbindung. Schaffhausen nahm denn auch, 
wohl die Züricher Käufe als Anregung auffassend, die Verhandlungen mit Österreich 
wiederum auf. Man bot Österreich den Ort Reute, den Hof Braunenberg und andere 
Besitzungen und Gefälle Schaffhausens im Nellenburgischen an !%). Osterreich zeigte 
aber kein Interesse und wollte sich nicht weiter vom Rhein abdrängen lassen. Der 
Besitz Büsingens erschien unentbehrlich für die Überwachung der Fruchtsperre gegen 
die Schweiz, und das Oberamt Stockach meinte, solange die Fidgenossen noch Be- 

11) Baier aaO S. 138 n 
12) Schib, Zur Geschichte der schweizerischen Nordgrenze, in: Zeitschrift für schweize- 

rische Geschichte, Zürich, 23. Jahrg. (1947), Nr. 1, S. 26 
1%) zur Begriffsbestimmung Enklave/Exklave vgl: meine juristische Dissertation „Untersu- 

chungen über die rechtliche Stellung der deutschen Exklave Büsingen im Kanton 
Schaffhausen unter besonderer Berücksichtigung der verkehrs- und zollrechtlichen 
Fragen”, Basel 1957, $ 1, S.1 — 7. 

14) hierzu Akten des Badischen Generallandesarchiv, Abt. 229, Fasz. 16 385 
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sitzungen und Gefälle im Nellenburgischen hätten, könne man sie „in der Devotion 

erhalten”. Auch die vorderösterreichische Regierung in Freiburg im Breisgau wünschte 
den Austausch nicht, weil sie die „Cantons in dem Respect erhalten” wollte und 

weil der Landgrafschaft Nellenburg mit Büsingen „eines der ersten Kleinod“ ver- 

loren ginge '?). 

Das Mißbehagen Schaffhausens, im Osten gehemmt durch die österreichische 

Landgrafschaft im Hegau, im Norden und Westen an eine Zone beispielloser staat- 

licher Zersplitterung und entsprechender Konservierung mittelalterlicher Rechtsver- 

hältnisse grenzend, so ohne Aussicht auf Besserung seiner Grenzen und Büsingen 

als „Dorn im Auge” direkt vor den Toren, war begreiflich. Zudem waren die ver- 

worrenen Rechtsverhältnisse im Nellenburgischen unter der Regierung Maria There- 

sias und ihres Sohnes Josef II. weitgehend geordnet, das Oberamt in Stockach mit 

seinen unbeugsamen Grundsätzen in Verwaltungssachen zu einer politischen Macht 

geworden, die fähig war, Schaffhausen auf weiten Gebieten „in der Devotion“ zu 

halten. So versuchte man es denn 1784 mit neuen Austauschangeboten — 

ergebnislos '*). 

1794 findet sich in Büsingen eine Zollstätte. Vermutlich hatte sich Österreich doch 
zur Erhebung eines Rheinzolles entschlossen, nachdem 1751 Maria Theresia das 
Oberamt in Stockach angewiesen hatte, die Errichtung eines Rheinzolles in Erwägung 
zu ziehen. Man hatte damals zunächst von einer Zollerhebung abgesehen, jedoch die 
Waren aufgeschrieben, um einen Überblick über den zu erwartenden Betrag zu be- 
kommen. Man berechnete diesen dann auf die stattliche Summe von jährlich 
10.000 fl. Die Im Thurn hatten schon im 17. Jahrhundert von sich aus eine Abgabe 
von 4 Kreuzer je Gulden für die Rheinfahrt erhoben, um für die Büsinger „Rosser” 
— die mit ihren Pferden die Rheinkähne stromauf zu ziehen hatten — Entschädi- 
gungen für verunglückte Pferde zahlen zu können '*). 

Das Besteuerungsrecht scheint in der Hand der Büsinger Vogteiherren gelegen zu 
haben, da Österreich keine Steuern erhob. Die Kreis- und Reichsabgaben wurden erst 
auf Grund eines Befehls Josef II. in Büsingen erhoben. Am 19.. November 1767 
waren die Steuerverzeichnisse fertiggestellt und in der Folge zahlten die Büsinger 
trotz hartnäckigen Sträubens Steuern wie die anderen österreichischen Untertanen 18). 
Dagegen griffen die Reformen Josef II. in kirchlichen Fragen in die Ausübung der 

protestantischen Religion in Büsingen nicht ein. Büsingen genoss insofern gegenüber 
den katholischen Orten der Landgrafschaft eine Sonderstellung. Seit dem Jahre 1788 
mußte allerdings für das protestantische Kirchenvermögen alle zwei Jahre eine 
Rechnungsabhör stattfinden und für hinlängliche Sicherheit des Vermögens Sorge 
getragen werden !?). 

Die Neuregelung der Niedergerichtsbarkeit durch Josef Il. wurde dagegen auf 
Büsingen ‚ausgedehnt. Ohne Erfolg wehrten sich die Niedergerichtsherren gegen diese 
Schmälerung ihrer Rechte. Seit 1788 wurde das Niedergericht durch den österreichi- 

45) Zitate nach Baier aaO. S. 137 

16) Baier aaO S. 138 
17) Baier aaO S. 139 

18) Baier aaO S. 139 
19) Baier aaO S. 140 
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schen Obervogt in Hilzingen besorgt, „dasie durch einen im österreichischen Justizfache 

erfahrenen Rechtsgelehrten verwaltet werden muß ?°). Damit war jede Sonderstel- 

lung — außer in religiöser Hinsicht — Büsingens weggefallen. Seine Rechtsstellung 

war nicht besser als die der übrigen „neukollektabeln” Orte der Landgrafschaft 

Nellenburg ?'). 

Mit der französischen Revolution, die teilweise direkt, teilweise in ihren Aus-. 

wirkungen auf ganz Mitteleuropa übergriff, verbindet sich der Untergang des 

sogenannten Ancien Regime und die Neuordnung Mitteleuropas zu Beginn des 19. 

Jahrhunderts, deren wesentliche Grundzüge dann nahezu 100 Jahre gültig bleiben 

sollten. 

Die ersten territorialen Veränderungen brachte der Lun6viller Frieden vom 9. Fe- 

bruar 1801, der in der Folge der Schweiz das südlich Säckingen linksrheinisch ge- 

gelegene Fricktal aus Besitz des unter österreichischer Oberhoheit stehenden Frauen- 
stifts Säckingen, für Baden aber Ersatz im rechtsrheinischen Raume für die im Sepe- 
ratfrieden vom 22. August 1796 an Frankreich abgetretenen linksrheinischen Gebiete 
brachte. 

Büsingen, das in den Kriegsjahren 1799 — 1801 mehrmals zum Truppenlager 
und durch Moreaus Rheinübergang in der Nacht vom 30. April auf 1. Mai 1800 
auch zum Kriegsschauplatz geworden war ??), sollte trotz allen Anstrengungen der 
Eidgenossen und besonders des Kantons Schaffhausen in keinem der vielen Verträge 
territorialer Veränderungen an die Schweiz fallen. 

Seit August 1802 tagte — von Napoleons Macht gezwungen und überschattet — 
die Reichsdeputation in Regensburg ??) und verteilte die aus der Säkularisation ent- 
standene Liquidation der deutschen Kleinstaaterei unter den weltlichen Fürsten des 
Reiches. Die Schweiz, die von einigen Entscheidungen hinsichtlich der Besitzungen 
einiger Klöster im südschwäbischen Raume auch berührt wurde, sandte erst sehr 
spät ihre Vertreter nach Regensburg und Paris, konnte aber noch erreichen, daß 
nur die Hoheitsrechte — nicht aber die als Privatrechte weiterbestehenden Gefälle 
und Liegenschaften — dieser Klöster auf Reichsboden wegfielen, ebenso wie die 
Hoheitsrechte deutscher Klöster und geistlicher Herrschaften auf Schweizerboden 
zugunsten der Eidgenossenschaft entfielen. Der in diesem Zusammenhang wesent- 
liche (und auch für Büsingens staatliche Lage eine Rolle spielende) Artikel 29 des 
Reichsdeputationshauptschlusses vom 25. Februar 1803 wurde sogar von dem eid- 
genössischen Vertreter in Regensburg, dem Schaffhauser Senator David Stocker, 
formuliert: 

20) Zitate bei Baier aaO S. 140 

?1) über diese vgl. Baumann, Die Territorien des Seekreises 1800, in: Badische Neujahrs- 
blätter 1894, S. 25/26, und in: Topographisches Wörterbuch des Großherzogtum 
Baden, 2. Aufl., S. 360 ff. 

?2) vgl. Weiner, Büsingen am Hochrhein, die reichsdeutsche Insel in der Schweiz, Büsingen 
1938, S. 75 ff. ; 

23) hierzu: Schib, Nordgrenze aaO S. 28. ff. 
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„Alle und jede Gerichtsbarkeit eines Fürsten, Standes und Mitgliedes des deut- 

schen Reiches in dem Bezirke des helvetischen Territoriums hört künftig auf, 

gleichwie alle Lehensherrlichkeit und alle bloße Ehrenberechtigung. Das näm- 

liche hat in Ansehung der schweizerischen im Umfange des deutschen Reiches 

liegenden Besitzungen statt.” 4) 

Die gelegentlich ®) vertretene Meinung, Büsingen hätte auf Grund des Textes 

dieses Art. 29 Regensburger Rezesses 26) dem schweizerischen Territoriums einver- 

leibt werden müssen, beruht auf dem etwas missverständlichen deutschen Text des 

genannten Artikels. Der Art. 29 RR betraf nur und ausschließlich Hoheitsrechte 
innerhalb der beidseitigen Staatsgebiete. Schaffhausen besaß aber seit Einlösung der 
Pfandschaft über das Reiath und Büsingen im Jahre 1698 — abgesehen vom Kir- 
chenpatronat — keinerlei öffentliche Rechte in oder über Büsingen. Die Rechte der 
Im Thurn in Büsingen konnten die Anwendbarkeit des Art. 29 RR ebenfalls nicht 
bewirken, da sie von der österreichischen Lehensherrlichkeit abgeleitet waren. Wenn 
der etwas ungeschickte Wortlaut „in dem Bezirke des helvetischen Territoriums” 

(der einen geographischen Raumbegriff darstellen könnte) einige Unsicherheit verur- 
sachte, so ist der französische Originaltext: „dans toute l’&tendue du territoire 
helvetique” ganz unmißverständlich. 

Die Schweiz konnte — bei Verlust von Hoheitsrechten über fünf kleinere Kloster- 
territorien in Südschwaben — ihre Territorien an der Nordgrenze auf Grund des 
Art. 29 RR weitgehend bereinigen. So fiel auch das als feudum francum Schaff- 
hausen zugehörige ehemals österreichische Gebiet auf dem Reiath nun in freier 
Souveränität Schaffhausen bezw. der Schweiz zu. An einigen Stellen gelang es 
trotz allem Bemühen der Schweiz nicht, die Nordgrenze zu schließen ?"); spätere 
Verhandlungen mit Baden als dem Rechtsnachfolger der verschiedenen Territorial- 
herren der Nordgrenze brachten einige Bereinigungen, andere Probleme stehen 
heute noch an. 

Im weiteren Verlauf der politischen Neuordnung versuchte die Schweiz auch ihre 
nach Art. 29 RR noch offenen Territorialforderungen geltend zu machen. So wurde 
Büsingen auch in den Verhandlungen erwähnt, die sich der Konsfiskation der von 
schweizerischen Hoheitsrechten nun entkleideten Gefälle und Liegenschaften im 
Werte von 3,5 Millionen fl. im südschwäbischen Raum durch Österreich auf Grund 
des Inkamerationsedicts vom 4. Dezember 1803 anschlossen. Der österreichische Zu- 
sammenbruch im 3. Koalitionskrieg machte aber diese Pläne zunichte 8). Im Frieden 
von Preßburg am 26. Dezember 1805 verlor Österreich alle seine vorderöster- 
reichischen Besitzungen und verschwand damit endgültig vom Oberrhein. Die Land- 
grafschaft Nellenburg mit Stockach und Radolfzell — und mit ihr Büsingen — kam 
an das neue Königreich Württemberg. 

24) zitiert nach Schib, Nordgrenze aaO S. 30 

25) so nach 1945 von dem in Büsingen den Anschluß an die Schweiz betreibenden Kapitän- 
leutnant a. D. Hugo in mehreren Darstellungen. 

28) A anaen im Folgenden für Reichsdeputationshauptausschluß = Regensburger Re- 
zess: : 

27) vgl. des Näheren Schib, Nordgrenze aaO S. 28 ff. 

28) Schib, Nordgrenze aaO S. 31 

142



Mehrfach versuchte nun die Schweiz bei Napoleon ihre Territorialwünsche geltend 

zu machen ?°). Weder die Eingaben der Helvetischen Regierung, noch die der eid- 

genössischen Tagsatzung oder die von Schaffhausen hatten Erfolg. 

Im Vollzuge des Schönbrunner Friedens vom 14. Oktober 1809 ?°) brachte dann ein 

mit Württemberg abgeschlossener Staatsvertrag vom 2. Oktober 1810 gegen Abtre- 

tung einzelner kleiner Ländereien die Landgrafschaft Nellenburg *') — und mit ihr 

wiederum Büsingen — an Baden ?2). Damit war die Verbindung des badischen 

Bodenseegebietes mit dem Hauptlande des Großherzogentums zwischen Schwarzwald 

und Rhein hergestellt. Baden bildete von nun an die gesamte territoriale Nord- 

grenze der Schweiz. Die Eidgenossenschaft sebst war 1810 in einem harten inner- 

politischen Ringen um ihre neue Verfassung begriffen, das die hartnäckige Vertre- 

tung ihrer Interessen in Paris ausschloß. So war erst wieder, und nun allerdings 

zum letzten Male, auf dem Wiener Kongreß von 1814/1815 die Möglichkeit ge- 

geben, die ziemlich umfangreichen Wünsche zur Verbesserung der Schweizer- 
grenze 3%), besonders im Schaffhauser Raum, vorzubringen ®*). Bekannt ist das Gut- 
achten des Züricher Oberquartiermeister Finsler von Ende April 1814 über eine 
militärisch günstige Schweizergrenze ®®), das von der Tagsatzung zur Grundlage der 
Instruktionen für die helvetische Vertretung beim Wiener Kongreß bestimmt 
wurde. Ein M&moire der Schaffhauser Regierung ergänzte die Instruktionen und 
forderte neben der Bereinigung einiger unbedeutender Grenzstellen die Dörfer Gai- 
lingen und Büsingen und den Hof Schlauch. 

Am 5. Dezember 1814 richtete die eidgenössische Tagsatzung ein weiteres ME- 
moire an den preußischen Minister Wilhelm von Humboldt ?°) als Mitglied des 

29) Schib, Nordgrenze aaO S. 31 ff. 

30) dort wurde Württemberg die Verpflichtung auferlegt, an Baden außer der Ober- 
hoheit über gewisse grundherrliche Orte am Bodensee und im Hegau ein Gebiet von 
45 000 Einwohnern mit Grundbesitz abzutreten. 

31) Die Titulatur des Großherzogs von Baden lautete von nun an: “Großherzog zu 
Baden, Herzog zu Zähringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf zu Hanau etc.” (vgl. 
Ve ennunde des Großherzogtums Baden vom 22. 8. 1818, BadRegBl. Nr. 
VII S. 101) 

32) Württemberg trat an Baden ab: Die Landgrafschaft Nellenburg (mit Stockach und 
Radolfzell), Stetten am kalten Markt, die Herrschaften Buchheim, Gutenstein, Weren- 
wag und Kallenberg, sowie die Orte Ablag, Altheim, Engelwies, Hausen i. T., Nei- 
dingen, Nüsplingen, Ober- und Unterglashütte, Schwenningen, Heimstetten, Hartheim, 
Langenbrunn, Schabenhausen, Fischbach, Sinkingen, Kappel, Niedereschach, Rau- 
hingen, Weibersbach, Hornberg, Schiltach, Brigach, Buchenberg, Gutach, Kirnbach, 
Königsfeld, Langenschiltach, Mönchweiler, Peterzell, Reichenbach, Stockburg, Weiler, 
Thennenbronn, St. Georgen, Kieselbronn, Achelbronn, Teil Kiernbach, den Rotenberger 
Hof, Teil Unter- und Oberbalbach (vgl. Reck aaO S. 231) 

33) das Bistum Basel, Vall€ des Dappes, Pays des Gex, Bernino, Veltin, Chiavenna, Kon- 
stanz und die badischen Dörfer Gailingen, Büsingen, Jestetten, Herden und Thiengen. 

34) Gagliardi, Geschichte der Schweiz von den Anfängen bis zur Gegenwart, 3 Bände, 
3. Aufl. 1938, S. 1213 

35) Das Gutachten Finslers ist abgedruckt in Hilty, Politisches Jahrbuch der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft 1887, S. 599 — 543; die von Finsler erhobenen Forderungen 
decken sich weitgehend mit jenen, die schon in zwei Denkschriften des helvetischen 
Politikers Escher von der Linth vor dem Frieden von Luneville (1801) erhoben worden 
waren. 

36) der im August 1814 auch in Schaffhausen geweilt hatte, vgl. Griewank, Der Wiener 
Kongress, S. 179 

143



Komitees für schweizerische Angelegenheiten, in dem nochmals die Schaffhauser 
Wünsche und die Thurgauer Forderung auf Angliederung von Konstanz vorge- 
bracht wurden °”). 

Aus dieser Denkschrift zitiert. WEINER ®): Die Gemeinde Büsingen 
„entrichtet“ nach Schaffhausen „ihre Zehenden und Bodenzinse und empfängt von 
Schaffhausen ihren Pfarrer, eine dortige Familie übt in Büsingen vogtherrliche 
Rechte aus, die schaffhauserische Gemeinde Buchthalen ist dahin eingepfarrt und 
steht mit ihr durch manche andere Verhältnisse in der engsten Verbindung” — 
wozu man nur bemerken kann, daß der Verfasser dieser Auslassung in seiner Auf- 
zählung „eins“ und „zwei” verwechselt hat und deswegen den Grund nach der 
Tatsache anführt. 

Aber auch die Verhandlungen beim Wiener Kongreß waren für die Schweiz ohne 
Erfolg ®°). Als anfangs März 1815 die Nachricht von der Landung Napoleons in 
Südfrankreich in Wien eintraf, hatte man sich zwar bereits über die Integrität der 
bisher bestehenden 19 eidgenössischen Kantone geeinigt, auch einige Gebietsände- 
rungen behandelt, und man war sich über die Neutralisation der Schweiz einig ge- 
worden; ihre Gebietswünsche im Norden waren jedoch kaum genannt. Ob dies auf 
ein Versagen des schweizerischen Vertreters, Hans von Reimann, auf der grund- 
sätzlichen Ablehnung des mit Baden monarchisch nahverwandten Rußland 40) oder 
der nach Napoleons Landung eiligen Erledigung aller Geschäfte beruhte, mag hier 
dahingestellt bleiben. 

Büsigen jedenfalls blieb auch im Wiener Kongreß reichsdeutsches Territorium und 
gehörte fortan weiter zum Großherzogtum Baden *t). 

37) Schib, Nordgrenze aaO s. 34 Anm. 65 bemerkt für diese bei Hilty aaO S. 295 abge- 
druckte Denkschrift, sie enthalte Irrtümer rechtlicher Natur in Bezug auf Büsingen, 
geographischer Natur in Bezug auf andere Forderungen! 

38) Büsingen aaO S. 29 

39) Griewank aaO S. 179 
40) Der Großherzog Karl von Baden (1786 — 1818, Großherzog seit 1811) war durch 

seine Schwester Luise (Elisabeth) Schwager des Zaren Alexander I. (1777 — 1825, 
Zar seit 1801). 

Der erst im Preßburger Frieden 1805 entstandene Staat Baden hatte nach dem badisch- 
württembergischen Staatsvertrag von 1810 ungefähr seine endgültige Territorialgröße 
erreicht. Die badische Domänenkammer erwarb nach 1810 durch Kauf noch hinzu: : 
1811 die fürstlich-auerspergische Grafschaft Tengen, 1813 die fürstlich-schwarzenber- 
gische Landgrafschaft Klettgau (nur noch aus dem Unterklettgau bestehend; der 
Oberklettgau war schon seit 1656 im Besitze von Schaffhausen), am 7. 2. 1839 
die gräflich-salm’sche Herrschaft Krautheim-Gerlachheim. 

se) 
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